
RATHAUSKORRESPONDENZ.
Herausgeberundverantw .Redakteur

Karl Honay
Wien ,Donnerstag ,den 15 .März1923 .

StarkerRückgangderWehnungsanforderungen.
Die Verschlechterung des Anforderungsgesetzes .- NeueAktionen

des Wohnungsamtes .
In der letzten Zeit habeneknigetraurige Vorfälle ,zu denendieWoh

nungsnotkranke pder überreizte Menschenveranlasst hat ,dieöffentliche
Aufmerksamkeiterregt .DieseindividuellenFällesindindesnurSympto
me .Bedauerlicherundbeunruhigendersinddie objektivenTatsachen ,die
ausdenZiffernder Wohnungsstatistiksprechen .DieLagedesWohnungs-¬
marktesist durchdie Aenderungder Anforderungsbestimmungen,welchedas
neue Anforderungsgesetzgegenüberder früherenAnforderungsverordnung
brachte ,ausserordentlich ungünstig beeinflusst worden .Die Wirkungdie - ¬

serVerschlechterungderAnforderungsmöglichkeitenäussertsichbereits
in denersten zweiMonatennachInkraftretendes verschlechtertenGeset-¬
zes mit geradezuerschreckenderDeutlichkeit .So betrug die Zahlder

wegen Unbenütztheit
erlassenen Anforderungen/in den MonatenJänner und Februar desJahres

1922534 ,in denbeidenerstenMonatendesheurigenJahres- 41 .DieZahl
der Anforderungenunzulänglich benützter oder überzähligerWohnräume
ist von454imJännerundFebruar1922auf78in dengleichenMonaten
des Jahres 1923zurückgegangen .WegenUntervermietungwurdenindiesen
beidenMonatendesVorjahres849Wohnungenangefordert ;imheurigenHahre
waren es nur 207 .Die gesamte Differenz der erlassenen Anforderungenbe - ¬
trägt in den MonatenJänner 1923gegenüberdemgleichen MonatdesVorjah- ¬
res 682 ,im MonatFebruar sogar 744 .DerAbgangbei demrechtskräftig ge- ¬

wordenenAnforderungenist nichtganzsohoch;ermachtimMonatJänner
434 ,im MonatFebruar 406 aus .Insgesamt ist also in den beidenersten

Monatendes heurigenJahres ein Ausfall von840WohnungenundWohnräumen
zuverzeichnen ,derzumallergrösstenTeilaufdieMängeldergegenwärti-¬
gen gelockerten Anforderungsbestimmungenzurückzuführenist .

Aufdiese Mängelhabendie Vertreter des WohnungsamtesderStadt
Wien bereits bei der Beratung des Gesetzes hingewiesen und seither wie - ¬

derholtihre Bedenkengeäusserst ,die sich in so kurzerZeit al sberech-¬
tigt erwiesen haben .StR .Weberhat nunmehrneuerlich am denzuständigen
Referenten im Bundesministerium für soziale Verwaltung ein Schreiben ge - ¬

richtet ,in welchem es . a ,heisst :
„ MeineBefürchtungen ,die ich bei der BeratungdesAnforderungsge-¬

setzes ausgesprochenhabe ,sind leider eingetreten .DurchdieBeseitigung
der Bestimmungdes § 6c der WienerAnforderungsverordnung( dereineWoh- ¬
nungfür anforderbarerklärt hatte ,wennihr Inhabersie aufzugebenbeab-¬
sichtigt )ist es dem Wohnungsamtheute fast unmöglich ,Wohnungen ,die

verkauft werden sollen ,amzufordern .Erst nach durchgeführtemVerkauf

undinde :undEinzugdesneuenMieterskanndieStrafamtshandlung
Folge die Anforderung eingeleitet werden .Das Verfahren ist ausserordent - ¬
lich langwierig und führt nach unseren bisherigen Erfahrungenselten zum
Ziel ,weil in der Regel der neue Wohnungsinhaberzunächst als Untermie - ¬
ter angemeldeterscheint .AberauchdieFassungdes§ 35desAnforderungs
gesetzes ( dervon den Ankündigungenhandelt )bietet demWohnungsschaher
eine Handhabe .Dadurch ,dass der Wohnungstauschgestattet ist ,abernach
§ 35 bei Wohnungstauschankündigungenkein Zwangfür die AngabederWoh- ¬
nungsadresse und die Amführungdes Wohnungsinhabersbesteht ,werdenzu - ¬
meist Chiffreinserate oder Inserate von Realitätenbüros veröffentlicht .
Da der . Absatzdes § 35 Ankündigungen ,die das Anbot vonWohnungsbe- ¬
standteilenzurUntermieteenthalten ,vondenVorschriftendiesesPara-¬
praphenüberhauptbefreit ,ist es für die Wohnungshändlergarnicht

schwer,WohnungenandieMeistbietendenzuverschachern.EswirdeinZim-¬
merzurUntermieteangeboten ,in Wahrheitaberdie ganzeWohnungverkauft
Eine Kontrolle durch das Wähnungsamtist fast unmöglichund so weitsie
möglichist ,würdesie einenungeheurenKraftaufwanderheischen .Derge-¬

genwärtige Zustand ist daher geradezu unerträglich .Er reizt dieWoh- ¬
nungssuchendenunnötiger Weiseauf und verurteilt die Gemeinde ,dem

schamlosesten Schacher zuzusehen .Ich bin überzeugt ,dass die Parteien

desNationalratesgegeneineNovellierungdesGesetzesnachdieserRich-¬
tunghinkeineEinwendungerhebenwürden ,falls dasBundesministerium
eine solche Aenderung mit Rücksicht auf die gemachten Erfahrungen in

Vorschlagbringt . "
Die angeführten Mängelsind indes nur dieschwerstwie-¬

genden ,nicht die einzigendesneuenGesetzes ;auchin denBestimmungen
überdieDoppelwohnungensowieüberdasVerfahrenbeigenerellenAnfor-¬

derungen enthält es Abänderungen gegenüber dem früheren Zustand ,die

sich als nachteilig für die Bekämpfungder Wohnungsnoterwiesenhaben.
Dazukommtdie schon oft beklagte unzulänglicheUnterstützungderGemein- ¬
de Wien durch die Bundesverwaltung gerade auf dem Gebiete derLinderung
des Wohnungselends .Diese bedauerliche Haltungder Bundesorganeist
neuerlich durch eine Zuschrift an die Gemeinde bestätigt worden ,in wel - ¬

cher das Bundesministeriumfür soziale Verwaltung ,demder Bundes - ,Wohn- ¬
undSiedlungsfonduntersteht ,ein Ansuchender GemeindsumKredithilfe

hat ,für HerstellungvonNotwohnungenzurückgewiesen da „ eineMitwir¬
kungandiesenKostenüberdieGesamtsummevonursprünglich374Millio-¬
nenKronenhihausderzeitnichtbewilligtwerdenkann . “Vondeminsge-¬

samt 5 Milliarden Kronen betragenden Notwohnungsfond des Bundes hat also

dieGemeindeWienbloss374MillionenKronenerhaltenunddies ,obwohl
die Grosstadt Wienvon der Wohnungsnotamfühlbarsten heimgesuchtist
und obwohlin der BundeshauptstadtWienauch eine ausserordentlichgros - ¬

se ZahlgonBundesangestelltendie Wohnungsfürsorgeder GemeindeinAn- ¬
spruchnimmt.

DasWohnungsamtderStadtWienmachtmitallemNachdruckdieOef-¬
fentlichkeitaufdieseVerhältnisseaufmerksam ,dieeineReformdesAn-¬
forderungsgesetzes zur dringenden Notwendigkeit machen .DasWöhnungsamt
ist aber auchbemüht ,im eigenenWirkungskreiseimmerneueMassnahnen
zur Linderung der Wohnungsnotzu ergreifen und kein Mittel unvericht
zu lassen ,umdiesemdrückendensozialenUebelnachKräftenbeizukommen.
Auchjetzt bereitetdasWohnungsamtneueAktionenvor .SowirdderPlan
erwogen ,jenen Parteien ,die durch Verlegungihrer WohnungenWohge

raum freimachen ,eine „ Uebersiedlungshilfe "zu gewähren ;indemdie
hohen Kosten der Uebersiedlung ,die heute vielfach von einemWohnungs- ¬

wechselabschrecken,durchmaterielleBeihilfenerleichtertwerden.
Ebenso will das Wohnungsamtden Versuch machen ,die Ausnützung undVer - ¬
mehrungdes vorhandenenWohnraumesdadurchzu fördern ,dass es fürStock- ¬

werksaufbautenundfür die Einrichtung von Wohnungenin Dach - ¬

geschossen( Mansarden )nahmhafteBeihilfen aussetzt .Alle diesebeabsich¬
tigtenNeuerungenundReformenkönnenindesnurdannzumZielführen,

wennsich die gesamteOeffentlichkeitder grossenAnforderungenbewusst
wird ,die die MitwirkunganderBekämpfungderWohnungsnotandassozi-¬
ale PflichtgefühljedesEinzelnenstellt .

DieKanalräumungsgebührimMärzFürdenMonatMärzwirddieKanalräu
mungsgebührin derselbenHöhewieimFebruar ,das ist mitdem20fachen
des Friedensmonatszinses( vom1 .August1914 )eingehobenwerden.
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